
N i e d e r s c h r i f t  
HFA/004/2010 

 
über die öffentliche und nichtöffentliche Sitzung des 

Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine 
am 23.02.2010 

 
 
Die heutige Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses der Stadt Rheine, zu der 
alle Mitglieder ordnungsgemäß eingeladen und - wie folgt aufgeführt - erschienen 
sind, beginnt um 17:00 Uhr im Sitzungssaal 126 des Neuen Rathauses. 
 
 
 
Anwesend als 
 
 Vorsitzende: 
 

Frau Dr. Angelika Kordfelder  Bürgermeisterin   
 
 Mitglieder: 
 

Herr Udo Bonk CDU Ratsmitglied   

Herr Karl-Heinz Brauer SPD Ratsmitglied   

Herr Horst Dewenter CDU Ratsmitglied   

Frau Peggy Fehrmann SPD Ratsmitglied   

Herr Stefan Gude CDU Ratsmitglied   

Frau Marianne Helmes CDU Ratsmitglied   

Herr Frank Hemelt SPD Ratsmitglied   

Herr Alfred Holtel FDP Ratsmitglied   

Herr Hermann-Josef Kohnen CDU Ratsmitglied   

Frau Monika Lulay CDU Ratsmitglied   

Herr Udo Mollen SPD Ratsmitglied   

Frau Theresia Nagelschmidt CDU Ratsmitglied   

Herr Josef Niehues CDU Ratsmitglied   

Herr Rainer Ortel fraktionslos Ratsmitglied   

Herr Michael Reiske BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Ratsmitglied   

Herr Jürgen Roscher SPD Ratsmitglied   

Herr Falk Toczkowski SPD Ratsmitglied   

Herr Johannes Willems FDP Ratsmitglied   
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 Gäste: 
 

Herr Dr. Ralf Schulte-de Groot  Geschäftsführer SWR 
anwesend bis 17:36 
Uhr, TOP 5   

 
 Verwaltung: 
 

Herr Jan Kuhlmann  Erster Beigeordneter   

Herr Werner Lütkemeier  Stadtkämmerer   

Herr Heinz Hermeling  Fachbereichsleiter FB 7  

Herr Bernd Weber  Pressesprecher   

Herr Wolfgang Nehus  stellv. Fachbereichsleiter 
FB 7, anwesend bis 
17:36 Uhr, TOP 5   

Herr Dr. Thorben Winter  Fachbereichsleiter FB 1, 
anwesend bis 18:06 
Uhr, TOP 8   

Herr Werner Schröer  Fachbereichsleiter FB 5  

Herr Michael Vogelsang  Fachbereich 7   

Frau Julia Kersting  Schriftführerin   
 
 
Entschuldigt fehlten: 
 
 
 Verwaltung: 
 

Frau Ute Ehrenberg  Beigeordnete   
 
 
 
 
Frau Dr. Kordfelder eröffnet die heutige Sitzung des Haupt- und Finanzausschus-
ses der Stadt Rheine, entschuldigt Frau Ehrenberg aufgrund einer Erkrankung 
und stellt die Beschlussfähigkeit fest.  
 
Zur Tagesordnung führt sie aus, dass der Punkt 5, Vorlage 072/10 abgesetzt 
werden müsse, da der Antrag auf einen vorzeitigen, förderunschädlichen Maß-
nahmebeginn zurückgezogen wurde. Darüber hinaus schlägt sie vor, den Tages-
ordnungspunkt 7, Breitbandausbau, Vorlage 091/10 aufgrund eines Anschluss-
termins von Herrn Dr. Schulte-de Groot als TOP 5 vorzuziehen. Zur zugestellten 
Nachtragsvorlage 104/10, Erweiterung Fürstenberg-Realschule – Ausnahmeent-
scheidung von den Regelungen der Haushaltssperre schlägt Frau Dr. Kordfelder 
vor, diese als TOP 8 zu behandeln. 
 
Nach Begründung der Dringlichkeit für die Erweiterung der Tagesordnung stimmt 
der Haupt- und Finanzausschuss den Vorschlägen von Frau Dr. Kordfelder zu. 
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Öffentlicher Teil: 
 
1. 
 

Bestellung einer Schriftführerin 
Vorlage: 074/10 
 

0:03:50 
 
Frau Kordfelder berichtet, dass es aus innerorganisatorischen Gründen einer 
Neubesetzung der Schriftführung bedürfe, weil Herr Vogelsang andere Aufgaben 
übernehmen werde. Frau Julia Kersting wird für diese Aufgabe vorgeschlagen. 
  
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss bestellt gem. § 52 Abs. 1 GO in Verbindung mit 
§ 58 Abs. 2 und 7 GO Frau Julia Kersting zur Schriftführerin. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
2. 
 

Niederschrift Nr. 3 über die öffentliche Sitzung am 19. Januar 
2010 
 

0:04:39 
 
Zu Form und Inhalt der o. g. Niederschrift werden weder Änderungs- noch Er-
gänzungswünsche vorgetragen.  
 
 
3. 
 

Bericht der Verwaltung über die Ausführung der in der öffentli-
chen Sitzung am 19. Januar 2010 gefassten Beschlüsse 
 

Frau Dr. Kordfelder teilt mit, dass die Beschlüsse des Haupt- und Finanzaus-
schusses ausgeführt worden seien. 
 
Ein besonderer Bericht zu Anfragen und Anregungen sei nicht erforderlich, weil 
diese nicht gestellt wurden. 
  
 
4. 
 

Informationen 
 

4.1. 
 

Mesumer Kirmes 
 

0:05:14 
 
Frau Dr. Kordfelder teilt mit, dass die Kirmes in Mesum nach Vorschlag der 
Schaustellerverbände Weser-Ems und Münsterland am Freitagnachmittag begin-
nen und am Sonntagabend enden solle, begründet sei der Vorschlag mit den 
stark zurückgegangenen Besucherzahlen am Montag. Aus Sicht der Verwaltung 
solle dem Antrag der Schaustellerverbände stattgegeben werden. Die Kirmes in 
Mesum werde daher in diesem Jahr schon am Freitagnachmittag um 14:00 Uhr 
beginnen und am Sonntagabend um 22:30 Uhr enden. Karussells und Kirmes-
stände sollen am Freitag- und Samstagabend bis 24 Uhr geöffnet sein. Am Frei-
tagabend werde voraussichtlich ein Feuerwerk stattfinden. Der Stadtteilbeirat 



Niederschrift HFA/004/2010 der Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 23.02.2010   

Seite 4/19 

Mesum habe in seiner Sitzung am 16. Dezember beschlossen die Änderung zu 
unterstützen. Frau Dr. Kordfelder legt dar, dass ein förmlicher Satzungsbeschluss 
hier nicht erforderlich sei, da für die Kirmes eine Marktfestsetzung nach der Ge-
werbeordnung erfolge. 
 
 
4.2. 
 

System der Gemeindefinanzierung 
 

0:06:30 
 
Herr Lütkemeier informiert, dass der Bundesfinanzminister Herr Dr. Schäuble vor 
dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung der Kommunalfinanzen eine grundle-
gende Befassung mit dem System der Gemeindefinanzierung in einer Gemeinde-
finanzkommission angekündigt habe. Als Termin für die konstituierende Sitzung 
sei der 4. März 2010 im Bundesministerium für Finanzen in Berlin vorgesehen. 
Auftrag dieser Kommission sei es, die kommunalen Einnahmen und Ausgaben zu 
analysieren und Alternativen aufzuzeigen. Es sei beabsichtigt, dass die Kommis-
sion ihre Arbeit noch im Jahr 2010 abschließe, daraus folge, dass es nur wenige 
Sitzungen dieser Kommission geben werde und dass ein Unterbau aus Arbeits-
gruppen iniziiert werde. Es sollen Gewerbesteuer und Grundsteuer erörtert wer-
den, ebenso wie Beteiligungsmöglichkeiten der Kommunen an der Gesetzgebung 
oder der Abbau von Standards. 
 
Herr Niehues bittet diese Informationen zu nutzen und in der nächsten Ratssit-
zung eine Resolution vorzubereiten. Dort soll die Sorge hinsichtlich der Ausstat-
tung der Kommunen mit den notwendigen Finanzmitteln angesprochen werden. 
Die Gesetze sollen in Zukunft auch wirklich den vollen Kostenausgleich für die 
Kommunen organisieren. Mittel, die vom Bund beispielsweise im Bereich der Kin-
derbetreuung für die Kommunen vorgesehen sind, sollen dann nicht bei den Län-
dern versacken. Er sähe es als guten Zeitpunkt, wenn der Bund diese Kommissi-
on gebildet hat, aktiv zu werden. Es solle die Chance genutzt werden, in der 
nächsten Ratssitzung eine entsprechende Resolution zu verabschieden. 
 
Herr Reiske informiert, dass die Problematik auch in seiner Fraktion diskutiert 
und für sinnvoll erklärt worden sei, eine Resolution seitens des Rates zu verfas-
sen. Allerdings müsse noch über den Text Einigkeit erzielt werden. 
 
Herr Holtel hält fest, dass die Intention von Herrn Niehues richtig sei, jedoch 
müsse man sehen, dass die Kosten die den Haushalt richtig belasten, die stei-
genden SGB-II-Kosten kosten seien. Gleichzeitig werde es im Kinderbereich stei-
gende Kosten im U3-Bereich geben, auch hier seien die Kommunen über Gebühr 
belastet worden.  Dieses müsse zurückgeschraubt werden. Er teilt mit, dass er in 
der Resolution auch den richtigen Weg sehe, um die Aktivitäten auf Bundes- und 
Landesebene in Richtung Ausstattung der Kommunalfinanzen zu unterstützen. 
Ein weiterer gravierender Punkt sei der Rückgang der Gewerbesteuer. Hier forde-
re seine Fraktion seit langem eine Änderung der Kommunalfinanzierung.  
 
Herr Roscher erläutert, dass die SPD-Fraktion eine Resolution unterstütze. Es sei 
bereits in Haushaltsplanungen vorangegangener Jahre darauf hingewiesen wor-
den, dass das Land sich auf Kosten der Kommunen saniere. Die genaue Formu-
lierung einer Resolution an Land und Bund müsse jedoch noch ausgehandelt wer-
den. 
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Herr Ortel äußert, dass das Thema erst dann angegangen werden könne, wenn 
sich ein Konsens aller Beteiligten einstellen würde. Er begrüße es aber ausdrück-
lich. 
 
Frau Dr. Kordfelder sagt zu, eine entsprechende Resolution vorzubereiten. Sie 
geht davon aus, dass, wenn sich der Städte- und Gemeindebund auf eine Formu-
lierung einigen könne, es dem Rat der Stadt Rheine auch leicht fallen würde, sich 
der Formulierung des Städte- und Gemeindebundes überparteilich anzuschließen. 
Sie informiert, dass sie die Langzeitanalyse der finanziellen Entwicklung der 
Kommunen in NRW, die sie gestern von Herrn Dr. Schneider bekommen habe 
den Ausschussmitgliedern zuleiten werde. 
  
 
5. 
 

Breitbandausbau 
Vorlage: 091/10 
 

0:16:21 
 
Herr Dr. Schulte-de Groot verweist auf die Vorlage und ergänzt, dass mit der 
Leerrohrverlegung mit einer Investitionssumme von 1,636 Mio. € das Ziel des 
Breitbandausbaus in den unterversorgten Stadtgebieten noch nicht erreicht sei. 
Private Investoren müssten gefunden werden die weiter ca. 1,6 Mio. € für Glas-
faserkabel sowie für die Anschlüsse an die 37 Kabelverzweiger investieren. Folg-
lich handelt es sich um Gesamtinvestitionen von 3,2 Mio. €. Er schlägt vor, auf 
eine Finanzierung der Leerrohrsysteme über das Konjunkturpaket zu verzichten, 
und dem Beschlussvorschlag zuzustimmen. 
 
Herr Kuhlmann ergänzt, dass der Ausbau sowie die Erneuerung der Straßenbe-
leuchtung förderfähig seien, dieses wurde von einer Mitarbeiterin der Bezirksre-
gierung, Frau Schröhn, mitgeteilt. 
 
Frau Dr. Kordfelder verweist auf dem Beschlussvorschlag, den Breitbandausbau 
über das Förderprogramm „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruk-
tur und des Küstenschutzes“ voranzutreiben. 
Die Bundestagsabgeordnete, Frau Bögel habe ihre Unterstützung zugesichert. 
 
Herr Kohnen erklärt, die CDU-Fraktion und die Bürger seien über diese Entwick-
lung enttäuscht. Klare Aussagen, welche Maßnahmen durch das Konjunkturpaket 
gefördert werden können, wären sehr hilfreich gewesen. Die Auffassung der 
Verwaltung werde aber geteilt, eine Leerrohrverlegung ohne konkrete Nutzungs-
anfrage mache keinen Sinn. Die CDU-Fraktion werde daher dem Beschlussvor-
schlag zuzustimmen.  
 
Herr Kohnen bittet zeitnah zu klären, ob und in welchen Fällen die Anlieger an 
der Sanierung der Straßenbeleuchtung zwangsläufig zu beteiligen seien. Die 
Verwaltung solle hierzu eine kurzfristige Berichterstattung abgebeten. 
 
Herr Niehues führt aus, dass Erwartungen in den einzelnen Ortsteilen geweckt 
wurden, die heute nicht eingehalten werden könnten. Dies sei kein Vorwurf an 
die Verwaltung, sondern es habe etwas damit zu, das auf Landesebene und auf 
EU-Ebene über einen längeren Zeitraum unklar gewesen sei, was aus dem Topf 
der Konjunkturfördermittel finanziert werden darf. Es sei das Signal gegeben 
worden, dass die unterversorgten Stadtteile bessergestellt werden. Dieses sei 
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auch wichtig für die mittelständischen Firmen in den Ortsteilen, die auf gute Ver-
bindungen angewiesen seien. Es sei nachvollziehbar, dass die Leerrohrverlegung 
das Problem nicht löse. Insofern sei der Vorschlag richtig. Herr Niehues bittet 
darum, eine Informationsveranstaltung zu diesem Themenkomplex durchzufüh-
ren, damit die Menschen in den Ortsteilen die Möglichkeit haben sich direkt in-
formieren zu lassen, Fragen zu stellen, vielleicht auch Unmut loszuwerden.  
 
Herr Holtel informiert, dass allein in Hauenhorst 384.000 € für die Verbindung 
von der Pappelstraße bis in den Ortsteil und für die innerörtliche Verbindung er-
forderlich sein werden, ohne dass ein Netzbetreiber die Sicherheit gibt, dass die-
se Infrastruktur auch genutzt werden kann und die Kosten zumindest teilweise 
erstattet werden. Auch wenn der heutige Beschlussvorschlag manche Hoffnungen 
zunächst zerstöre, werde er dem Beschlussvorschlag zustimmen. Er habe in vie-
len Gesprächen zugesagt, sich für den Breitbandausbau einzusetzen, leider sei 
dieses unter den gegebenen Rahmenbedingungen so nicht realisierbar, er habe 
jedoch die Hoffnung, dass das Förderprogramm weiterhilft. 
 
Herr Reiske bedauert dieses ebenfalls. Er erklärt aber, dass dem Beschlussvor-
schlag zugestimmt werden.  
 
Herr Roscher erläutert, dass die SPD zustimmen werde. Leider sei es nicht mög-
lich, einen Teil dieser Mittel sowohl in Breitbandversorgung als auch in Straßen-
beleuchtungsveränderungen einsetzen zu können. Das Ziel, Breitbandversorgung 
auch in den unterversorgten Bereichen sicherzustellen, bleibe nach wie vor be-
stehen. Bezüglich der Information der Bürgerinnen und Bürger könne man im 
Beleuchtungsprogramm sicherlich auch noch etwas tun, damit der Prozess für sie 
transparent erscheint. Herr Roscher bedankt sich zuletzt bei allen, die am Klä-
rungsprozess beteiligt waren. 
 
Herr Ortel hätte sich dieses als Gellendorfer Betroffener gewünscht, er gibt an, 
dass es kein Zustand auf Dauer bleiben könne, aber die hier genannten „Höheren 
Gewalten“ keine andere Möglichkeit nahelegen als sich dem anzuschließen. 
 
Herr Kuhlmann bezieht sich auf die Wortmeldung von Herrn Roscher und erläu-
tert, dass es hier nicht um Erschließungsbeiträge gehe, es handelt sich hier um 
keine erste Herstellung einer Anlage, sondern um Ausbaubeiträge. Bei Ausbau-
beiträgen sei es nach Rechtsprechung so, dass diese nur dann erhoben werden 
können, wenn die Anlage als solche abgängig sei. Das treffe in Rheine nur für 
geringe Bereiche zu, insbesondere für Betonmastleuchten. Diese müssten erneu-
ert werden, dort bestehe aber kein Unterschied, ob die Mittel dafür aus dem all-
gemeinen Haushalt kommen würden oder aus dem Konjunkturhaushalt. Die Be-
lastung für die Bürger sei die gleiche. Die Maßnahme dürfe jetzt nicht darunter 
leiden, dass die Bürger denken, dass die Stadt etwas umsetzen kann was die 
Bürger mit 70 Prozent belasten würde. Eine Informationsveranstaltung werde er 
dazu organisieren. 
 
Beschluss: 
 
1.  Der Haupt und Finanzausschuss nimmt die Sachdarstellung zum Breitband-

ausbau und die Kostenermittlung der RheiNet für einen Leerrohrausbau zum 
Zwecke der Erschließung von Kabelverzweigern (Kvz) zur Kenntnis. 
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2.  Der Haupt und Finanzausschuss beschließt, die bisher für den Breitbandaus-
bau reservierten Mittel des Konjunkturpaketes II in Höhe von 981.926 € nicht 
zum Ausbau von Leerrohrsystemen zu verwenden. Stattdessen sollen diese 
Mittel für den weiteren Ausbau der Straßenbeleuchtung Verwendung finden. 
Die Verwaltung wird beauftragt, entsprechende Ausbaumaßnahmen dem 
Bauausschuss zur Beschlussfassung vorzulegen. 

 
3. Der Breitbandausbau in den unterversorgten Stadtteilen soll über das För-

derprogramm „Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes“ (GAK) erfolgen. Die Verwaltung wird beauftragt, ent-
sprechende Förderanträge zu stellen; die nach dem GAK-Förderprogramm 
mögliche Beihilfegewährung an Netzbetreiber (Deckung der Wirtschaftlich-
keitslücke) ist dabei zu präferieren. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
6. 
 

Antrag des Paddel- und Radsportclubs auf eine städtische Zu-
wendung  für die Sanierung des Garagendaches. 
Hier: Antrag auf einen vorzeitigen, förderungsunschädlichen 
Maßnahmebeginn. 
Vorlage: 072/10 
 

Der Tagesordnungspunkt ist vor Eintritt in die Tagesordnung abgesetzt worden. 
  
 
7. 
 

Erweiterung der Don-Bosco-Hauptschule 
- Ausnahmeentscheidung von den Regelungen der Haushalts-
sperre 
Vorlage: 076/10 
 

0:34:39 
 
Herr Kuhlmann erläutert, dass es erhebliche Kritik an dem vom Fachbereich 5 
vorgelegten Bauzeitenplan gegeben habe, und nimmt dazu Stellung. Er erklärt, 
dass er eine Verkürzung des Bauzeitenplanes für fachlich falsch halte. Es sei 
nicht richtig, Pläne aufzustellen, die nicht seriös durchgehalten werden können. 
Er habe sich von verschiedenen Planungsbüros Bauzeitenpläne ähnlicher Maß-
nahmen geben lassen, welche sogar noch länger seien. Die Maßnahme extern zu 
vergeben, würde ebenfalls nichts nützen, da die Zeiten dieselben bleiben würden. 
Herr Kuhlmann hält fest, dass es nicht realistisch sei, den Bauzeitenplan von 28 
Monate auf 10 Monate zu verkürzen. Außerdem würde es 10 Prozent der Bau-
summe kosten, das wären 250.000 €. Er teilt mit, dass Verschiebungen in sei-
nem Bereich, wie die Baumaßnahme von Mesum nach vorne zu ziehen, auch un-
realistisch seien, da dann im Schotthock das Thema Fürstenberg Realschule ein-
gestellt werden müsste. Die Don-Bosco-Schule stehe am Ende der Verfahren. Er 
habe außerdem ein Agreement mit Herrn Kemper getroffen, dass für die Über-
gangszeit eine vernünftige Lösung gefunden werde. In den Räumen des Sport-
heimes des SV Mesum 1927 e.V. soll eine Übergangsmensa eingerichtet werden, 
die baulich auch so hergestellt wird. Es gäbe hier eine Win-Win-Situation für bei-
de Institutionen.  
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Frau Dr. Kordfelder ergänzt, dass der Schulleiter Herr Kemper diesem Lösungs-
vorschlag zugestimmt habe. 
 
Herr Niehues äußert Kritik, dass Herr Kemper keine Alternativen habe, vor allem 
wenn man ihm den Hinweis gebe, dass man auch in Zukunft weiter zusammen-
arbeiten müsse. Im April 2009 haben die Fachausschüsse Bau und Schule Be-
schlüsse gefasst für die Fürstenberg Realschule, das Kopernikus-Gymnasium und 
die Don-Bosco-Schule. Die Verwaltung habe die Politik nie darüber informiert, 
dass dieses mit dem vorhandenen Personal nicht funktioniert. Es sei bereits vor 2 
Jahren, wegen der vielen Bauprojekte der Einstellung eines Bautechnikers zuge-
stimmt worden, der aufgrund des großen Bauvolumens jetzt unbefristet weiter-
beschäftigt werden könne. Im letzten Quartal des Jahres 2009 stellte sich her-
aus, dass es ein Personalproblem in der Verwaltung gäbe. Herr Niehues fordert 
eine Erklärung von Herrn Kuhlmann, warum ein Personalproblem bei der Don-
Bosco-Schule auftauche, für die 2005 der Ganztagsbetrieb beschlossen worden 
und die 2008 in den Ganztagsbetrieb gegangen sei. Herr Niehues macht deutlich, 
dass das Personalproblem an der Don-Bosco-Schule festgemacht wurde. Er bittet 
darum, dass spätestens bei den Haushaltsplanberatungen gesagt werde soll, 
welche Kosten, wie Miete und Umbau, anfallen werden. Er weist darauf hin, dass 
es hätte gesagt werden müssen, wenn es Personalprobleme gäbe und dass sie 
immer bereit wären, an solchen Stellen zu helfen. Er gibt an, dass die fehlende 
Stelle ausgeschrieben und intern befristet für 2 Jahre neu hätte besetzt werden 
können. In den vergangenen 3 Wochen sei bezüglich der Ausschreibung nichts 
geschehen. 
Herr Niehues hätte erwartet, dass dieses kurzfristig umgesetzt werde. 
Er bittet die Verwaltung, die Fertigstellung in der Projektorganisation so zu über-
arbeiten, dass eine Fertigstellung bis zum 31.12.2011 möglich sei. Ob dieses in-
tern oder extern geregelt werde, sei der Verwaltung überlassen. Es sei nicht der 
Bauzeitenplan, der verkürzt werden soll, sondern der Vorplanungszeitraum. Dort 
können die ersten Bauarbeiten frühestens im November dieses Jahres beginnen, 
obwohl das Paket, wie der Anbau aussehen soll, schon lange beschlossen sei. Er 
kritisiert, dass die Bauzeitenpläne der Stadt Rheine immer mit einer gehörigen 
Portion Sicherheit ausgestattet seien. Er gibt dringlich als Empfehlung, den Bau-
zeitenplan zu überarbeiten, die Vorplanungsphase vorzuziehen, zügiger zu ent-
scheiden, wenn es um eine externe oder interne Vergabe gehe, und dem Anlie-
gen der Schule gerecht zu werden. Das alles spreche nicht gegen andere Schulen 
und andere Projekte.  
 
Herr Roscher teilt mit, dass die SPD dem Antrag so zustimmen werde. Er könne 
den Ausführungen von Herrn Kuhlmann so weit folgen und bitte darum, dass die 
Genauigkeit und Gewissenhaftigkeit nicht Außer acht gelassen werde.  
 
Herr Reiske erläutert, dass es in der Vergangenheit noch nie eine solche Situati-
on gegeben habe, in der die Verwaltung so viele Projekte und Aufträge abzuar-
beiten gehabt habe, wie in den letzten Monaten und wie es auch in den nächsten 
Monaten sein wird. Er begrüßt die Ausführungen von Herrn Kuhlmann und dass 
gemeinsam mit dem SV Mesum eine Lösung gefunden worden sei. Der Be-
schlussvorschlag werde unterstützt. 
 
Herr Holtel teilt mit, dass seine Fraktion dem Beschlussvorschlag zustimmen 
werde. Zu den laut Bauzeitenplan vorgesehenen Rohbauzeiten von Dezember 
2010 bis Mai 2011 teilt er mit, dass bei einem Winter wie diesem die Zeiten nicht 
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einzuhalten seien. Er bittet daher die Verwaltung, die Planung vorzuziehen. Der 
Rohbau sollte auf September 2010 vorgezogen werden. 
 
Herr Kohnen legt dar, dass der Bauzeitenplan 10 Monate zu spät beginnen wür-
de. Er fordert, dass die Ausschussmitglieder künftig für Maßnahmen, die be-
schlossen werden, unmittelbar nach dem Beschluss einen Bauzeitenplan erhalten 
sollen. Er fordert außerdem, dass sie dann in der Bauausschusssitzung Informa-
tionen dazu bekommen, ob es Abweichungen von den Bauzeitenplänen gäbe. 
Wenn früher bekannt gewesen wäre, dass es mit dem vorhandenen Personal 
nicht möglich sei, dann hätte es Hilfe gegeben. 
  
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hebt den Finanzierungsvorbehalt für das Projekt 
5202-202 – Erweiterung der Don-Bosco-Hauptschule zur Ganztagsschule auf und 
beschließt hierfür gleichzeitig eine Ausnahme von der vom Kämmerer angeord-
neten haushaltswirtschaftlichen Sperre. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
8. 
 

Erweiterung Fürstenberg-Realschule  
- Ausnahmeentscheidung von den Regelungen der Haushalts-
sperre 
Vorlage: 104/10 
 

1:04:34 
 
Herr Kuhlmann informiert, dass sich der Beschlussvorschlag auf die Ausnahme 
der vom Kämmerer angeordneten haushaltswirtschaftlichen Sperre bezieht. Heu-
te sei die erste Baubesprechung in diesem Verfahren gewesen, und es sei an ei-
nen externen Architekten vergeben worden. 
  
Beschluss: 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hebt den Finanzierungsvorbehalt für das Projekt 
5202-206 – Erweiterung der Fürstenberg-Realschule zur Ganztagsschule auf und 
beschließt hierfür gleichzeitig eine Ausnahme von der vom Kämmerer angeord-
neten haushaltswirtschaftlichen Sperre. 
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
9. 
 

Personalbedarfs- und Entwicklungsplanung der Stadt Rheine für 
die Jahre 2008 bis 2015 
1. Umsetzungsbericht 2008/2009 
Vorlage: 098/10 
 

1:05:32 
 
Herr Hermeling erläutert die Vorlage. 
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Herr Niehues macht deutlich, dass es zu dieser Personalentwicklungsplanung 
keine Alternative gebe. Für das Jahr 2009 läge man außerhalb des vorgegebenen 
Personalbudgets. Der Bericht werde heute zur Kenntnis genommen. Er bittet die 
Verwaltung, zu dem alten Zahlenraster zurückzukehren. In den Jahren 2010 und 
2011 müssen wieder stärker Einsparungen vorgenommen werden. Er beantragt, 
den Punkt 3 der Beschlussvorlage zu streichen. Es gäbe keinen Grund, das Ver-
fahren zu ändern. Darüber hinaus beantragt er den Punkt 2 der Beschlussvorlage 
zu streichen. In den Haushaltsgesprächen sei deutlich geworden, dass es im Jahr 
2013 eine kritische Situation gebe, da es im Abiturbereich 2 Ausbildungslehrgän-
ge geben werde. Das werde dazu führen, dass der Druck, im Jahr 2013 Auszubil-
dende einzustellen, größer sein werde. Er bittet die Verwaltung, sich gemeinsam 
Gedanken darüber zu machen, was 2012 wirklich an Einstellungen getätigt wer-
den soll und was 2013 gemacht werden soll, um der besonderen Situation ge-
recht zu werden. Die CDU sei mit den Beschlussvorschlägen zu 1 und zu 4 ein-
verstanden und bittet die Verwaltung in der nächsten Zeitplanung wieder auf das 
alte Zahlengerüst zurückzukehren.  
 
Herr Roscher erläutert, dass die SPD-Fraktion dem vorgelegten Beschlussvor-
schlag zustimmen könne. Es stelle sich allerdings die Frage, inwieweit bei den 
Einstellungsverfahren Personen mit migrantem Hintergrund besonders berück-
sichtigt werden können, wenn sie die gleiche Qualifizierung wie andere Bewerber 
vorweisen können. Er habe zu Beschlussvorschlag 2 auch Herrn Niehues so ver-
standen, dass 2013 noch Anpassungen durchzuführen seien. Dieses würde die 
jetzige Formulierung allerdings nicht ausschließen, und es seien nicht alles Aus-
bildungsstellen für Abiturienten. 
 
Herr Holtel fordert zu Beschlussvorschlag 3, dass in den nächsten 2 bis 3 Jahren 
die selbst vorgegebenen Ziele erreicht werden. Zu Punkt 2, Einstellung von Aus-
zubildenden für 2012, ergänzt er, dass es nicht heiße, dass dieses nicht vorge-
nommen werden soll, sondern dass rechtzeitig mit Blick auf die Ausbildungssitua-
tion entschieden werden soll, was in 2010 getan werde und was 2013 vorgehal-
ten werden müsse. Das bedeute nicht, dass die Stellen gestrichen seien, sondern 
angepasst an die Ausbildungsstellensituation müsse man dann tätig werden. 
 
Herr Reiske sagt, dass seine Fraktion dem Beschlussvorschlag zustimmen könne, 
allerdings sehe er es auch als vernünftige Überlegung in den kommenden Jahren, 
gerade wenn dort eine Schwemme von Auszubildenden komme, mehr zu tun. Zu 
Punkt 3 ist es nach seiner Erinnerung so, dass die Politik immer zugestimmt ha-
be. 
 
Herr Hermeling erklärt zum Thema Kriterien zum Migrationshintergrund, dass die 
Unterlagen nach objektiven Kriterien gesichtet werden, und wenn es gleichgela-
gerte Fälle geben werde, würde ein solcher Aspekt entsprechend berücksichtigt 
werden. 
 
Frau Dr. Kordfelder schlägt vor, die Punkte 2 und 3 nach den Wortmeldungen der 
CDU-Fraktion aus diesem Beschlussvorschlag zunächst zurückzustellen und an 
anderer Stelle die beiden Überlegungen noch mal aufzunehmen. Sie macht deut-
lich, dass von der Verwaltung das Bemühen des Personalkonsolidierungskonzepts 
strikt einzuhalten gegeben sei. Sie weist auch noch einmal darauf hin, dass vor-
her bereits darüber gesprochen wurde, wenn das Konsolidierungskonzept ein-
gehalten werde, heiße dieses, dass in bestimmten Bereichen Leistungen zurück-
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gestellt werden müssen oder Standards abgebaut werden müssen. Darüber wer-
de sich an anderer Stelle noch einmal weiter verständigt werden müssen.  
  
Beschluss: 
 
1. Der Haupt- und Finanzausschuss stimmt der Einstellung von Auszubilden-

den/Anwärterinnen/Anwärtern für Berufe zu, in denen nur im öffentlichen 
Dienst Beschäftigungsmöglichkeiten bestehen: 
 

 2011 = 6 Anwärter/innen bzw. Auszubildende 
 2012 = 2 Anwärter/innen gehobener Dienst 

 
Diese Auszubildenden sollen nach Beendigung ihrer Ausbildung in unbefriste-
te Vollzeitbeschäftigungsverhältnisse übernommen werden, wenn sie ihre 
Ausbildung mit einem qualifizierten Ergebnis erfolgreich abschließen. 

 
2. Der Haupt- und Finanzausschuss nimmt den 1. Umsetzungsbericht 

2008/2009 zur Personalbedarfs- und Entwicklungsplanung 2008 – 2015 zur 
Kenntnis. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig  
 
 
10. 
 

Eingaben an den Rat der Stadt bzw. an den Haupt- und Finanz-
ausschuss 
 

1:18:30 
 
 
Frau Dr. Kordfelder informiert über folgende 2 Eingaben. 
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Frau Dr. Kordfelder schlägt vor, dass Schreiben mit dem Hinweis auf die mehr-
heitlich beschlossene Satzung zu beantworten. 
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Frau Dr. Kordfelder schlägt vor, den Antrag an die Verwaltung zu verweisen zur 
Prüfung der Vorbereitung einer Beratungsvorlage für den Haupt- und Finanzaus-
schuss. 
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11. 
 

Einwohnerfragestunde 
 

1:19:34 
 
Es folgen keine Wortmeldungen. 
  
 
12. 
 

Anfragen und Anregungen 
 

1:19:44 
 
Es folgen keine Wortmeldungen.  
 
Ende des öffentlichen Teils: 18:20 Uhr 
 
 
 
 
 
 
  
    
Dr. Angelika Kordfelder Julia Kersting 
Bürgermeisterin Schriftführerin 
 
 
       

 
 
 


